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Herbert Schwarz 
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Dr. Johann Eder 
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PROTOKOLLFÜHRER: 

OAR. Walter Radmoser 
VB Gerda Gugenberger 



T A G E S O R D N U N G 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF FÜRST: 

Spa-6174/78 Sparkassenverwal tungsausschuß -

Ergänzung. 

Die Notwendigkeit zur E inbe rufung dieser Gemeinderatsitzung 

ergibt sich durch die Beschlußfassung im österreichischen 

National rat und Bundesrat über das neue Sparkassengesetz und 

dessen Inkrafttreten am 1. 3. 1979 (BGBI. Nr. 64/79). 
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BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich begrüße Sie sehr herzlich zur heutigen Sitzung und darf feststellen, daß die Ta­
gesordnung ordnungsgemäß und zeitgerecht an Sie ergangen ist. Die Begründung über 
die Notwendigkeit der Einberufung ist in der Einladung angeführt und ich möchte mich 
damit nicht weiter auseinandersetzen. Es haben sich für die heutige Sitzung einige Kol­
legen entschuldigt. So darf ich mitteilen, daß Bürgermeister Weiss auf Anraten seines 
Hausarztes eine Generaluntersuchung über sich ergehen lassen muß und sich zu diesem 
Zweck seit Montag im Krankenhaus befindet. 1 eh bitte um Verständnis dafür. 
Weilers sind entschuldigt Herr Gemeinderat Dr. Stellnberger, Gemeinderat Dr. Schnei­
der, Gemeinderat Rei sner und Herr Gemeinderat Fuchs, der sich, soviel mir bekannt 
ist, ebenfalls noch im Krankenhaus zur Generaluntersuchung befindet. 
Die Herren Gemeinderäte Luksch und Mayr bitte ich, die Protokollprüfung für die heuti­
ge Sitzung zu übernehmen. Wie ich sehe, nehmen die beiden Herren diese Funktion an. 
Meine Damen und Herren, die Sitzung ist damit eröffnet. Zum einzigen Tagesordnungs­
punkt erteile ich dem Berichterstatter Stadtrat Fürst das Wort. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Gemäß § 35 der Satzung der Sparkasse in Steyr scheiden nachstehende Mitglieder des 
Verwaltungsausschusses, die von der Stadtgemeinde Steyr nominiert wurden, turnus­
mäßig aus: 
Kammerrat Vinzenz Dresl, Altbürgermeister Josef Fellinger, Anton Hochgatterer und 
Friedric h Stahlschmidt. 
Im Bundesgesetzblatt 64/79, ausgegeben am 20. 2. 1979 , wurde das neue vom Nationalrat 
beschlossene Sparkassengesetz verlautbart. Es tritt am 1. 3. 1979 ln f< raft und es ist 
daher notwendig, um den Übergangsbestimmungen zu en t sprechen, den Verwal tungsaus­
schuß der Sparkasse hinsichtlich der vier ausgeschiedenen Mitgl l ede 1~ rechtzeitig zu er­
gänzen. Nach dem 1. 3. 1979 wäre dies nur mehr in Ausnahrn efö! len mögl ich. Die Be­
stelluog hat nur übergangsmäßigen Charakter, da die neuen Sat zun gen bis 3 ·1. 12. 1980 
den Vorschriften des nunmehr beschlossenen Sparkassengesetz e s an ,7. upassen sind und es 
wird daher die Wiederwahl der beiden Mitglieder Kammerrat Vinzenz D resl aus Steyr, 
Glöckel straße 14, und des Herrn Prokuristen Friedrich Stahl schmidt, wohnhaft in Steyr, 
Gablerstraße 64, vorgeschlagen. Anstelle der beiden endgültig ausscheidenden Mitglie­
der , Altbürgermeister Josef Fell inger und Anton Hochgatterer, werden Laurenz Prendt­
ner, Handel sbevol lmächtigter der Steyr-Daim !er-Puch AG in Steyr, Azwangerstraße 45, 
und Johann Schützner, 1 nstal lateurmei ster in Steyr, Schönauerstraße 3, vorgeschlagen. 
Es ergeht demnach der Antrag gemäß § 16 Abs. 1 Ziffer 1 der Geschäftsordnung für den 
Gemeinderat: 

Spa-6174/78 

Sparkassenverwal tungsausschuß - Ergänzung. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund§ 35 der Satzung für die Sparkasse Steyr werden an Stelle der turnusmäßig 
ausscheidenden vier Mitglieder des Verwaltungsausschusses nachstehende Personen wie­
der bzw. neu nominiert: 
Kammerrat Vinzenz Dresl, Prokurist Friedrich Stahlschmidt ,Laurenz Prendtner - Han­
del sbevollmächt igter der Steyr-Werke, und Johann Schützner, 1 nstallateurmei ster. 

Ich bitte, die Debatte bzw. Beschlußfassung zu diesem Antrag abführen zu lassen. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ:, 
Sie haben den Antrag gehört. Wer wünscht dazu das Wort? Kollege Wallner bitte. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Namens meiner Fraktion darf ich Ihnen gemäß § 16 Abs. 4 Ziffer 2 der Geschäftsordnung 
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für den Gemeinderat folgenden Antrag vorlegen: 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des§ 35 der Satzung für die Sparkasse Steyr werden an Stelle der turnusmäßig 
ausscheidenden 4 Mitglieder desVerwaltungsausschusses nachstehende Personen wieder 
bzw. neu nominiert: Hauptschuldirektor Karl Fritsch, wohnhaft in Steyr, Resthofstraße 44, 
-der Ordnung halber verlese ich die übrigen drei, Sie können sich vorstellen,daß die üb­
rigen drei gleich denen im Antrag des Vorredners sind - Prokurist Friedrich Stahlschmidt, 
Laurenz Prendtner und Johann Schützner. 
Wenn Sie also diesem Antrag aufmerksam gefolgt sind, dann werden Sie daraus er-
sehen haben, daß an Stelle des Kollegen Dresl Kollege Fritsch nominiert wurde. Der 
Antrag, den ich im Anschluß dem Herrn Bürgermeister überreichen darf, ist von acht Ge­
meinderatsmitgliedern unterzeichnet, wovon sieben unserer Gemeinderatsfraktion ange-· 
hören, die achte Unterschrift ist die des Kollegen Watzenböck. 
Herr Bürgermeister ich darf Ihnen offiziel I diesen Antrag überreichen und hiezu eine kur­
ze Erklärung abgeben. Eine weitreichendere Erklärung wird sicher! ich noch im Anschluß 
daran erfolgen. ·· 
Am Dienstag, 30. Jänner d. J. ist anläßlich einer Präsidialsitzung von Kollegen Bürger­
meister-Stellvertreter Direktor Fri tsch die Forderung der ÖVP deponiert worden, daß ; 
meine Fraktion Anspruch auf ein frei werdendes Mandat im Sparkassen-Verwaltungsaus­
schuß erhebt. Ich muß hier in aller Deutlichkeit zum Ausdruck bringen, von mir ist man 
es an und für sich nicht gewohnt, harte Worte zu hören, aber ich bringe sie trotzdem. 1 eh 
würde: sa9en,mit einer Kaltschnäuzigkeit sondergleichen hat es Bürgermeister Weiss- nicht 
einmal der Mühe wert gefunden, ein Gespräch über diese unsere Forderung mit uns, oder 
speziell mit Kollegen Fritsch, zu führen. Es ist .:1lso wieder einmal ein Diktat gesebi wör­
den. Der Beweis möge darin liegen, erstens im heutigen Antrag und als zweiten Beweis darf 
ich anschließen, daß es der Kollege Vorredner nicht einmal der Mühe wert gefunden· haf'•, 
obwohl in der Sozial i sti sehen Fraktion unsere Forderung bekannt ist, in seinem Vorwort 
überhaupt darauf einzugehen, daß da noch ein Antrag meiner Fraktion vorliegt. Es :soll 
also wieder einmal zu einer Majorisierung einer Minderheit kommen und wir werden -uns, 
meine sehr verehrten Damen u nd Herren, diesem Diktat nicht beugen. 
Der OrdnÜng halber .und der Ge setzmäßigkeit nach darf ich noch feststellen, daß durch 
diesen unseren Antrag die Anzahl der im Statut vorgesehenen Gemeinderatsmitglieder 
nicht überschritten werden würde und daß sich durch diesen Antrag, durch die Aufnahme 
des Kollegen Fritsch in den Verwa ltungsausschuß, der pol iti sehe Querschnitt in Steyr 
zweifel los besser widerspiegeln würde, als dies durch Ihren Antrag, meine Damen und 
Herren, der F al I ist. Das zunächst als kurze Vorerklärung. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh danke für die Berichterstattung. Es handelt sich in diesem Fall um einen Abänderungs­
antrag zum Hauptantrag. Es stehen nunmehr beide Anträge zur Diskussion. 

Es ist ein Abänderungsantrag, nachdem nur ein Punkt des Hauptantrages abgeändert wur­
de. Er ist daher in einem zu behandeln. 
1 eh bitte, in der Diskussion beide Anträge, den Hauptantrag und den Abänderungsantrag 
zu behandeln. Ich frage, wer zu diesen beiden Anträgen noch das Wort wünscht? Bitte 
Kollege Holub. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Meine Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Es ist an sich eine eigenartige Vergangenheit, die die vorliegende Tagesordnung wider­
spiegelt. Mein Herr Vorredner hat schon angedeutet, daß die Gesprächsbereitschaft nicht 
allzu groß wa_r und es gi_~ge an sich darum, im Verwaltungsausschuß der Sparkasse doch 
den Querschnitt der Bevolkerung zu repräsentieren. Das scheint uns durch den nunmehr 
durch uns e_i_ngeb_rachten. Antrag zu diesem in Verhandlung stehenden Gegenstand eindeutig 
besser gewahrle1stet. Die Veränderung am bestehenden Stand der Funktionäre der Spar­
kasse ist,_ wi_~ Sie selbst s_c~on in der Eröffnung der Diskussion ausgeführt haben, nicht 
so gewaltig fur uns als pol1t1sche Partei, aber doch von erhebender Bedeutung, daß der 
Verwaltungsausschuß der Sparkasse nicht allzu sehr monocolor eingefärbt wird ... 
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STADTRAT LEOPOLD W I PPERSBERGER: 
Das ist sehr gut gesagt, das muß ich mir aufschreiben! 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Das freut mich, Herr Stadtrat! Erstens ist ohnehin Faschingdienstag, man kann sich also 

. lockere Formulierungen erlauben. Man hätte ja sonst sagen müssen, und zwar viel deut-
1 icher sagen müssen, daß der Verwaltungsausschuß der Sparkasse Steyr sozialistisch 
nicht al I zu sehr dominiert wird. Das wäre die andere Übersetzung, wenn nicht friedliche 
und lockere Faschingsstimmung vorherrschte. 
Die Bedeutung des Verwaltungsausschusses ist Ihnen sicherlich wesentlich geläufiger als 
es mir sein kann, weil ich schon mehrmals erfahren durfte, daß ich sehr unerfahren bin 
und mir daher nicht anmaßen kann, daß ich das allzu deutlich erkennen kann.Aber ein we­
sentlicher Punkt des Verwaltungsausschusses wird in der nächsten Zeit sein, die An­
passung des Sparkassenstatutes an die Gegebenheiten des neuen KBG bzw. gibt es eine 
eigene Rechtsordnung für die Sparkassen, das Sparkassengesetz, herbei zuführen. Da, 
·so glauben wir, macht es doch in der Öffentlichkeit ein besseres Bild, wenn die politischen 
Gegebenheiten in diesem Beschlußgremium, soweit die politischen Gegebenheiten sich auf 

. diese unsere Stadt beziehen -die zu vertreten sitzen wir ja hier in diesem Raum beisammen­
wenn diese Gegebenheiten sich in diesem Gremium klar widerspiegeln. Das können wir durch 
unseren Antrag bewerkstelligen, das konnten Sie, meine Damen und Herren von der Sozia­
listischer, Fraktion,in Ihrem Antrag nicht so herausarbeiten. Wir bitten Sie, unserem An­
trag beizutreten, weil wir der Auffassung sind, daß Sie demokratisch so viel Verständnis 
aufbringe:·,, daß Sie diesen Antrag als durchaus gerechtfertigt empfinden. - -

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich.frage, ob noch jemand das Wort wünscht? Ich darf mich an der Debatte beteiligen und 
Kollegen Fritsch den Vorsitz einstweilen übergeben. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
1 eh übernehme den Vorsitz und erteile Kollegen Schwarz zu seinem Deb':lttenbei trag das 
Wort. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, die heutigen Anträge, die zur Beschlußfas­
sung vorliegen, haben, so glaube ich, eine längere Vorgeschichte und auf die möchte ich 
ganz kurz eingehen. Anlaß dazu ist letztlich das Sparkassengesetz, das uns zwingt dazu, 
hier in so kurzer Zeit eine Entscheidung zu treffen. Wir wissen alle, daß der Ausschuß in 
der Sparkasse auf Grund der politischen Verhältnisse in den Haftungsgemeinden zusammen­
gesetzt ist. Es ist kein Geheimnis, daß diese Zusammensetzung den tatsächlichen politi­
schen Verhältnissen in den einzelnen Gemeinden nicht entspricht. Das möchte ich ganz 
eindeutig zunächst festlegen. Außerdem ist der heutige Beschluß nur ein Beschluß, der 
auf sehr kurze Zeit gefaßt wird, weil die Beratungen über die neuen Statuten in den Spar­
kassen unmittelbar nach Inkrafttreten des Sparkassengesetzes aufgenommen werden und 
diese Beratungen sich natürlich über längere Zeit hinziehen. Es ist ja auch im Sparkas­
sengesetz eine verhältnismäßig lange Frist bis zur Erledigung dieser neuen Statuten ein­
geräumt. Es ist also notwendig, daß in der nächsten Zeit die zuständigen Gremien sich 
ausführlichst mit dem Sparkassengesetz beschäftigen und damit die Basis für die Neuent­
wicklung in den Sparkassen geben. Das Sparkassengesetz ist ja schon sehr lange, ich glau­
be mehr als 10 Jahre, in Diskussion und wurde nun endlich beschlußmäßig über die Bühne 
gebracht. Die Sozialistische Fraktion glaubt auf Grund dieses Umstandes, daß eben die 
Wiederwahl von bewährten Kräften ,die sich im Ausschuß der Sparkasse durchaus positiv ein­
geschaltet und in ihrer Tätigkeit auch bewährt haben, wie Gemeinderat Dresl, Kollege 
Stahl schmidt, daß man unter diesen Umständen auf diese Kräfte nicht verzichten sol I te. 
N_un aber doch zu etwas, was hier der Sozialistischen Fraktion vorgeworfen wird, daß es 
sich um ein Diktat handelt. Das muß ich zunächst auf das schärfste zurückweisen und möch­
te darauf hinweisen, daß auch die Beschlüsse, die in anderen Gemeinden gefaßt wurden 
nicht auf Grund der politischen Ergebnisse und Verhältnisse, die dort bestehen, sonder~ 

- 5 -



auf Grund der Meinung des Gemeinderates gefaßt wurden. Ich gestehe durchaus zu, daß . 
es sich in beiden Fällen, ich meine hier die Gemeinden Ternberg und Wolfern, in denen : 
jeweils 2 Mitglieder der Österr. Volkspartei in den entsprechenden Gemeinderatsitzunge·n 
nominiert wurden, daß das der Form halber sicherlich in Ordnung ist. Wenn man aber, 
meine Damen und Herren, von Demokratie spricht und von uns so großes Demokratiever­
ständnis verlangt, dann dürfen wir wohl auch darauf hinweisen, daß auch das Demokratie­
verständnis in diesen beiden Gemeinden vorhanden sein müßte, um die entsprechenden Be­
schlüsse nicht monocolor, sondern entsprechend dem Wahlergebnis zu fassen. Auch wenn 
dort, das sei zugest.anden, da oder dort Fehler passiert sind. Es hat einmal ein sehr be­
rühmter Mann gesagt, daß Demokratie nicht teilbar ist. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß 
das ein sehr richtiger Ausspruch ist. Demokratie ist nicht teilbar, was bei uns gilt, muß 
auch woanders gelten. Wenn man sich anderswo nicht an diese Richtlinien hält, an diese 
Grundsätze einer Demokratie, dann muß man auch zur Kenntnis nehmen, daß dort ein Zu­
stand, der bisher bestanden hat, eben wie es in Steyr ist, es ist ja nicht mehr als eine ., 
Bestätigung jener Mitglieder im Grunde, die bisher auch von uns in den Gemeinderat ent.­
sandt wurden,mit Ausnahme jener,die ausAltersgründen oder freiwillig-wieBürgermeist.er 
F el I inger und Kollege Hochgatterer - eben auf die Nominierung verzichtet haben, bestehen bleibt. 
Ich kann nicht nur und ich kann mir vorstellen, daß dieses Argument kommen wird, unbe­
dingt aus der Sicht der Gemeinde Steyr, sondern ich muß die Zusammensetzung des Auf­
sichtsrates wohl auch im Zusammenhang und als Einheit sehen. Ich kann nicht nur sagen, 
was in Wolfern und in Ternberg passiert, das interessiert mich überhaupt nicht, das stimmt 
ja nicht, sondern es wäre durchaus möglich gewesen, daß die Kollegen dort in den Gemein­
deräten auch, wenn das Demokratieverständnis dort so groß wäre, wäre es durchaus denk­
bar gewesen, daß man dort die Verhältnisse so hergestellt hätte, wie sie eben entspJqchen 
hätten. Es wird heute nicht zusätzlich einSozial ist nominiert - wir wären durchaus in der Tage, 
das darf ich Ihnen sagen und wir haben sehr lange darüber diskutiert.Wirbeschließen ja t,eute 
nicht zusätzlich einen Sozialisten in den Verwaltungsausschuß zu entsenden, sondern wir haben 
uns in unserer Fraktion auf einen Kompromiß geeinigt, der für uns einKompromi ß ist und den 
Kollegen Stahlschmidt, wei I er sich bewährt hat ,wieder vorgeschlagen und die drei ander:-en 
Nominierungen sind so wie bisher unserer Fraktion angehörig, das steht uns auf Grund des 
Stärkeverhältnisses zu. Die Österr. Volkspartei hat schon in den letzten 12 Jahren immer 
dem Vorschlag Stahlschmidt zugestimmt und es ist mir unerklärlich, warum es in dieser 
Richtung so große Schwierigkeiten gegeben hat. Sie verlangen von uns eine echte Verär:i­
derung des Stärkeverhältnisses und wir stehen auf dem Standpunkt, daß man dieses St_ä_r,­
keverhältnis im Hinblick auf das neue Sparkassengesetz so belassen sollte, wie es jetzt fst. 
Es ist nichts anderes als eine Bestätigung des Zustandes, der bisher bestanden hat~ - ,tch 
bitte Sie, diese Überlegungen auch in die Diskussion mit einzubeziehen und ersuche .. Sie um 
Zustimmung zum Amtsvorschlag. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
1 eh danke Kollegen Schwarz für seinen Beitrag und darf ihm wieder die Vorsitzführung , 
übergeben. Ich möchte ihn aber ersuchen, mir das Wort zu erteilen. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich übernehme den Vorsitz und erteile Kollegen Fritsch das Wort. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ursprünglich wollte ich mich zu dieser Angelegenheit nicht zu Wort melden, aber ich bin 
durch die Ausführungen des Kollegen Schwarz eigentlich dazu gezwungen worden. Eines 
sei meinem Beitrag vorausgestel lt. Hier im Gemeinderat der Stadt Steyr werden nur ur­
sächliche Belange, die die Stadt Steyr betreffen entschieden, aber nicht überregionale 
Belange. Das heißt also, das Beispiel ~era~gezogen Wolfern bzw. Ternberg, möge zur 
11 lustration der Situation dienen, aber I st fur unsere Beschlußfassungen sicher! ich nicht 
g~avier~nd bedeutend. Ich hätt_~ auch dazu nichts gesagt, aber es ist notwendig, eine ge­
wisse Richtigstellung der Ausfuhrungen des Kollegen Schwarz hinzuzufügen. Ich gehe 
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jetzt in den überregionalen Bereich und beginne gleich einmal mit der Gemeinde Ternberg. 
Es ist insoferne unrichtig, dem dortigen Gemeinderat mangelndes Demokratieverständnis 
vorzuwerfen. Denn die Tatsache, die zum Beschluß Ternberg betreffend, geführt hat, ist 
Ihnen hinlänglich bekannt. Wenn die Sozialistische Fraktion, unter der Führung eines auch 
am Magistrat Steyr Beschäftigten, an Gemeinderatsitzungen geschlossen mehrmals nicht 
teilgenommen hat, dadurch die Sitzungen nicht ordnungsgemäß in diesem Zeitpunkt abge­
führt werden konnten und erst bei der dritten Sitzung ein Beschluß, wo unter anderem als 

. Tagesordnungspunkt "Entsendung in den Verwaltungsausschuß der Stadtgemeinde Steyr" 
heranstand, dann wird man kaum verlangen können, daß eine Fraktion, die nicht anwesend 
ist, also durch ihre Nicht-Anwesenheit auch das Desinteresse dokumentiert, unter dem 
scheinbaren Mäntelchen eines gesteigerte Demokratieverständnisses nun jemanden entsen­
det. Eines sei aber bitte auch noch klar festgestellt. Alle diese Gespräche im Bereich Tern­
berg oder Wolfern sind zwi sehen Bürgermeister Wei ss einerseits oder den verantwortlichen 
Bürgermeistern der anderen Gemeinden geführt worden. Aber es ist mir nicht bekannt und 
ich habe mich ausdrück! ich bei dem gestern stattgefundenen, diese Problematik betreffen­
den Gespräch, auch in Anwesenheit derjenigen Mitglieder, die heute hier verzeichenbar sind, 
erkundigt, ob von Seiten der Sozialistischen Partei in Ternberg oder in Wolfern ein offi-

' ziel I er Antrag gestel I t wurde in einer Gemeinderatsitzung dieser Gemeinden, diesen Tages­
ordnungspunkt zu verlangen. Dieser offizielle Antrag ist von Seiten der Sozialistischen 
Partei in diesen Gemeinden bis heute nicht gestel I t worden. Dann kann ich auch nicht unbe­
dingt davon sprechen, daß ein mangelndes Demokratieverständnis in diesen Gemeinden vor­
liegt. Dann wäre es Aufgabe gewesen der Vertreter Ihrer Partei in den entsprechenden 
Gemeinderäten, ein solches Verlangen auch aktenmäßig kundzutun. Es ist dies nicht ge­
s·ct'lehen. Man kann umgekehrt auch annehmen, daß die Gemeindebürger dieser beiden Ge­
meinäen mit den von Ihnen entsandten, durch einstimmige Beschlüsse gewählten Vertretern, 
vollends einverstanden sind. Es ist allerdings auch noch gesagt worden, daß in Steyr ein 
gewisses Diktat herrscht. Es ist versucht worden von f<ol legeri Schwarz, von seiner Warte 
aus gesehen sicher! ich berechtigt, das abzuschwächen. 1 eh kann es aber sicher! ich erhärten, 
daß diese Behauptung stimmt.Als mir das erste Mal in einer Präsidiölbesprechungvon der Neu­
b~setzung Mitteilung gemacht wurde, sind auch bereits die Zahl bzw . d i0 Namen der Nominierten 
mitgeteilt worden, und zwar von Bürgermeister Weiss. Unter Hinwe i ~; ,·'a r auf, daß er einen Par­
teibeschluß seines Parteigremiums, sei es Vorstand oder Be ✓.:ir·ksausschuß nennt sich das ·, 
ich bin in die Geheimnisse nicht so genau eingeweiht,vorliegenhat, imBezugaufdi.eheutevon 
·thnen, von Ihrer Fraktion, vorzuschlagenden Mitglieder, und er sich über diesen Ausschuß­

beschluß nicht mehr hinwegsetzen kann. Da muß ich aber auch sagen, wenn Kollege Weiss, 
nachzulesen in den OÖ. Nachrichten, Ausgabe vom vergangenen Samstag, erklärt hat, daß 
in den beiden vorhin genannten Gemeinden die Zusammensetzung nicht der politischen Reali­
tät entspricht, dann hätte er in logischer Befolgung in se.iner1 Überlegungen auch festhalten müs­
sen, daß diese politische Realität in Steyr von ihm weder wahrgenommen noch durch einen 
Ausschußbeschluß der SP irgendwie auch anerkannt gewesen wäre. Auch hier in Steyr ist 
eine pol iti sehe Realität ganz anders, als der derzeitige Zusammensetzungsschlüssel im Ver­
waltungsausschuß der Sparkasse. 1 eh kann nicht auf der einen Seite zur Argumentation· 
etwas heranziehen, was ich nicht gewillt bin, auf meinem eigenen ursächlichen Bereich 

auch tatsächlich einzuhalten. Es geht also diese Überlegung sicher! ich aus unserer Sicht 
fehl. Wir dürfen die Tätigkeit im Verwaltungsausschuß der Sparkasse Steyr politisch ge­
sehen sicherlich nicht unter dem normalen Aspekt überbewerten. Jedes dieser Geldinsti-tute, 
in dem F al I die Sparkasse der Stadt Steyr, hat in erster Linie die wirtschaftlichen Aspekte 
zu wahren. Die wirtschaftlichen Aspekte in unserem Stadt- und in unserem Umlandbereich 
auch im Bereich aller Haftungsgemeinden. Hier - es ist heute noch nicht ausgesprochen w~r­
den - bestehen ganz andere Absichten und ich kann mich nur berufen auf das, was Bürger­
meister Weiss des öfteren sagte, auch mir gegenüber. Daß man daran denkt, die Haftungs­
gemeinden im Bereiche der Sparkasse Steyr zu reduzieren. Dreimal dürfen Sie raten wel­
che Gemeinden in erster Linie zur Reduktion herangezogen werden würden. Daß man ~ber 

. auch gleichzeitig willens ist, obwohl es nicht ausgegoren ist, das gebe ich ohne weiteres zu, 
aus dem Bereich Weyer-L~_nd bzw• Weyer-:-Markt, aber auch aus dem Bereich Grünburg, eine 
entsprechende Zusam_menfugung zu beschl 1eßen. Beschließen kann man aber diese Ausschl i e­
ßung von einzel~en ?_isher gewachsenen und_ gestandenen Haftungsgemeinden, beschließen kann 
man aber auch eine Anderung des Statutes 1m Bereiche der Sparkasse Steyr nur mit einer 
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eklatanten Mehrheit. Ob das sinnvoll ist, wo wir immer wieder auf unsere Situation als 
Bezirksstadt hinweisen, ob es sinnvoll ist, Haftungsgemeinden, die auch zum wirtschaft­
lichen Erfolg unserer Stadt beitragen, auszuschließen, das . ist eine zweite Angelegenheit. 
Ob es sinnvoll ist, im Zuge der Überlegungen des Entwicklungskonzeptes für unseren Be-
reich, es heißt ja nicht nur für uns in Steyr, sondern auch für die Umlandregion, dies zu 
tun, das sei auch dahingestellt. Vielleicht hat Kollege Weiss das diesbezüglich nicht so 
bedacht. Aber und ich komme jetzt nochmals zurück auf die jetzige Problematik, gerade 
aus dieser Sicht her ist es irgendwie einsehbar, daß von Seiten der Sozialistischen Frak­
tion oder Partei eine entsprechende Mehrheit, um die Durchsetzung ihrer Ziele zu gewähr­
leisten, auch gefordert wird. Wir aber stehen auf jenem Standpunkt, daß die Stadt Steyr 
als Bezirksstadt für den Umland- und Regionsbereich avantgardistisch und im Interesse 
a 11 er, nicht im Interesse einer einzigen Partei, tätig sein so 11. Wir stehen nach wie vor 
auf dem Standpunkt, daß die politische Realität - ich zitiere dieses Schlagwort von Bür­
germeister Weiss noch einmal - durch den uns von Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren 
der SPÖ -Fraktion, vorgelegten Antrag nicht gewährleistet ist. Daher auch in dem Fal 1 
unsere Antragstellung, wo ich nicht persönlich dazu sprechen kann, das haben mein~ Vor­
redner getan. Es ist nicht damit die Absicht verbunden, jemandem Fähigkeiten, Kenntnis­
se, Tätigkeiten, egal wer immer es ist, abzusprechen. Das möge beileibe dem Ganzen·. 
vorangestellt sein, aber es ist dies eine Befolgung der politischen Realität. Aus dieser 
Sicht wurde dieser unser Antrag gestellt. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh danke Kollegen Fritsch für seinen Beitrag. Wünscht zu diesen beiden Anträgen noch 
jemand zu sprechen? Kollege Wallner bitte. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Damit es seine Ordnungsmäßigkeit hat, habe ich mich nochmals zu Wort gemeldet. Ich da.rf 
Sie bitten, um das protokollarisch einzuverleiben, einen Schreibfehler berichtigen zu ' 
wollen. Es müßte richtig heißen statt "Antrag gemäß § 16 Abs. 4 Ziffer 2 der Geschäfts­
ordnung", "Antrag gemäß§ 16 Abs. 2 - anstr~lle Abs. 4". Ich bitte um diese SchrPihfPh­
lerberichtigung. Danke vielmals. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren, wünscht noch jemand das Wort? Bitte Kollege Treml. 

GEMEINDERAT OTTO T REML: 
Werter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich hätte mich heute eigentlich bei diesem einzigen Tagesordnungspunkt, wo es darum· geht, 
den Verwaltungsausschuß der Sparkasse zu besetzen, nicht zu Wort gemeldet. Es gibt 
nun in der Debatte doch einige Auffassungen, die hinzielen, daß der Antrag seitens der 
Magistratsdirektion mehr oder weniger ein Diktat der SPÖ sei. Da ich die Absicht habe, 
im Namen der Kommunistischen Partei für den Antrag zu stimmen, erlauben Sie mir auch 
einige Worte dazu. 
Ich glaube, wenn hier von Seiten der Österreichischen Volkspartei gesprochen wird, daß 
es sich bei diesem Vorschlag um ein Diktat der SPÖ handelt, dann verstehe ich als Oppo­
sitionspartei nicht, warum die Österr. Volkspartei nun die politische Zusammensetzung 
12 Jahre so geduldet hat, trotzdem anscheinend, wie es jetzt in der Diskussion ver­
merkt wird, die politische Realität in Steyr nicht gewahrt ist. Ich glaube, wenn von Sei-
ten der Österr. Volkspartei vielleicht eine Abänderung gekommen wäre im Hinblick auf · 
Kollegen Stahlschmidt, dann würde das viel leicht verständlicher sein. Mir ist nicht ver­
ständlich, warum man von Seiten der Österr. Volkspartei diesen Punkt nicht aufgenom- · 
men hat im eigenen Antrag. Hier glaube ich wäre es auf keinen Fall leicht, den anderen 
Gemeinderatsmitgliedern zu sagen, Kollege Stahlschmidt vertritt ja eine Partei, die eigent­
lich heute nicht mehr existiert, .n.ämlich - soweit ich mich erinnern kann - war es VDU, 
oder war er da noch bei der FPO. Sie müssen ja das wissen, Sie sind ja mit ihm im Ge­
meinderat gesessen. 

GEME l NDERAT ALFRED WATZENBÖCK: 
Unverständl i eher Z wi sehen ruf. 
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GEMEINDERAT OTTO TREML: 

Aber bitte, entspricht auf keinen Fall der Realität. Hier wäre vielleicht doch die Mög­

lichkeit gewesen, aber es scheint, daß doch mehr vom klassenmäßigen Herangehen auch 

bei der Besetzung vorgegangen wird. Das zeigt zumindestens mir, daß man gemeinsam 

mit der FPÖ diesen Antrag eingebracht hat, dem ich natürlich nicht zustimmen kann, da­

her namens der Kommunistischen Partei dem Antrag der SPÖ zustimme. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke. Nächster Redner ist Kollege Holub. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Meine Damen und Herren, viel leicht nur eine Antwort dem Kollegen Treml, warum das 

jetzt akut wird. Durch das neue KBG, durch das neue Sparkassengesetz, bekommt der 

Verwaltungsausschuß der Sparkasse, der dann Verwaltungsrat der Sparkasse wird eine 

ganz eminente Bedeutung. Nämlich das Erstei len von neuen Satzungen in Anpassung an das 

· neue Gesetz, das sind Aufgaben, die er bisher in di esemUmfang nicht wahrnehmen mußte, 

--~ei I das Sparkassengesetz so lange Zeit, das wurde von einem Ihrer Redner schon zitiert, 

so lange unverändert blieb. In der heutigen Zeit aber, wo die ganze Geld- und Kreditwirt­

schaft umfassend in einer Phase der Änderung ist, scheint auch die Änderung von Satzun­

gen einer Sparkasse doch ein allgemein wirtschaftlich sehr bedeutender Faktor zu sein. 

Das werden Sie mit Sicherheit nicht abstreiten können. 1 n einer Zeit, wo man für die Geld­

wirtschaft, und die Geldwirtschaft ist nicht nur der schnöde Mammon, wie es manchmal 

dargestellt wird, sondern in einer volkswirtschaftlichen Situation,so wie wir sie in den 

west I ichen Ländern vorfinden, ein eminenter Wirtschaftsfaktor. Die Einflußnahme, wie es 

Kollege Treml dann und wann nennt, des Kapitals auf die allgemeine Wirtschaftsgestaltung, 

könnte man auch anders übersetzen, nämlich die Vermittlerr'olle der Gel d institute, das 

ist ja auch nichts anderes . Vermitteln durch Einflußnehrnen oder Einflußnehmen durch 

vermitteln, das wären dialektische Haarspaltereien. Das i s t nichts anderes, das jetzt be­

ginnt, sich neu zu formieren. 1 n einer Zeit, wo diese '. generelle Änderung der ganzen Geld­

wirtschaft sich abzuzeichnen beginnt, so glauben wir, wäre es notwendig, aus dem eigenen 

Bereich - den der Stadt Steyr,so wie ich in meiner ersten Stellungnahme gesagt habe, und 

so wie mein Fraktionsobmann, Herr Vizebürgermeister Fritsch gesagt hat, - aus dem Be­

reich, den wir vertreten, nämlich die Stadt Steyr, hier den Realitäten zu entsprechen. Ich 

möchte nicht verunsichernd wirken, wenn ich zu formulieren versuche, daß eine zu sehr 

einseitig gefärbte Vertretung im Verwaltungsausschuß der Sparkasse im Zusammenhang 

mit einem neuen, sehr großen Geldinstitut, das in Zukunft nach Steyr kommen wird, das 

in seiner Zusammensetzung viel eindeutiger gefärbt ist, auch gewisse Unsicherheit in die 

Bevölkerung bringen könnte. Ich glaube nicht, daß die Bevölkerung allzu sehr interessiert 

ist, politisch völlig einer Richtung einen Großteil des Kapitalmarkts auszusetzen. 

Das glaube ich nicht. Gerade darum wäre es, meine Damen und Herren, sehr sinnvoll, wenn 

Sie unserem Vorschlag beitreten würden, weil Sie sich dem weniger aussetzten, daß irgend 

jemand hergehen und sagen könnte, die Sozialisten wollen die Geldwirtschaft total in den 

Griff bekommen. Das glaube ich, haben Sie bei den Mehrhei tsverhäl tni ssen hier in der Stadt 

gar nicht notwendig, daß Sie sich solchen Angriffen aussetzen. Wir bieten Ihnen eine Mög-

1 ichkeit, wir bieten Ihnen die Hand zu einem solidarischen Beschluß, daß diese Stimmung 
vermieden werden könnte. 
Die Zusammensetzung des Verwaltungsausschusses aus der Stadt Steyr ist Ihnen ja derzeit 

bekannt. Die neue Zusammensetzung wäre nach unserem Vorschlag 8 : 3 : 1 und nach Ihrem 

Vorschlag 9: 2 : 1. 8: 3: 1 entspricht eher der Realität als 9: 2: 1. Wenn Sie noch be­

denken, daß der Herr Bürgermeister Weiss ohnehin als Bürgermeister der Haupthaftungs­

gemeinde Vorsitzender des Verwaltungsausschusses ist und auch Vorsitzender des Ver­

waltungsrates nach dem neuen Gesetz sein wird 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 

Herr Kollege, nur eine Berichtigung. Ich darf feststellen, daß alle Ausschüsse gleich sind 

den gemeinderät I ichen Ausschüssen und die entsprechen genau unseren Wählerentscheidungen. 
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GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Wenn Sie jetzt den Herrn Bürgermeister noch hinzurechnen, ist es 10: 3: 1 , dann ist die Welt 
auch nach diesem Vorschlag,auch im Sinne des d'Hondt,wieder heil. Darum funktioniert das 
also so auch,wenn man schon das Rechnen anfängt.Es geht im wesentlichen wirklich nur um 
die Optik,daß der Geldsektor nicht eindeutig über die maßgeblichen Institute so­
zialistisch aus der Stadt kontrolliert wird. Ich glaube nicht, daß das die Öffentlichkeit 
sehr gerne und gut aufnehmen wird. 1 eh kann nur sagen, versuchen wir doch solche Stim­
mungen zu vermeiden und stimmen Sie doch bitte unserem Antrag zu. Ein Vorteil unseres 
Vorschi ages, wenn Kollege T reml den bisherigen Herrn Stahl schmidt zitiert hat, der war 
nicht Gemeinderatsmitglied - sicherlich wäre das eine Möglichkeit gewesen, wenn wir uns 
aber als Fraktion, als Partei, entschlossen haben, unseren Fraktionsvorsitzenden und 
Parteiobmann in dieses Gremium zu entsenden, so mußten wir überlegen, daß ein Gemein­
deratsmitglied in Diskussion gestellt wird, weil die Zahl auf 4 beschränkt ist. Daher hat 
das harte Los den ausscheidenden Kollegen Dresl getroffen, was mit seiner Person ... . 

Gelächter 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
.. was mit seiner persönlichen Qualifizierung gar nichts zu tun hat. Das ist eine rein 
sachlich begründete Überlegung nach dem Sparkassenstatut. 
Ich bitte Sie nochmals, stimmen Sie bitte unserem Antrag zu, ich glaube, daß das in der 
Öffentlichkeit sehr gut ankommen wird. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh danke für diesen Beitrag. Kollege Watzenböck hat sich als Nächster gemeldet. 

GEMEINDERAT ALFRED WATZENBÖCK: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
Durch den Beitrag des Kollegen Treml sehe ich mich veranlaßt, mich auch zu melden. Ich 
möchte Kollegen Treml Unterricht geben fn der Parteigeschichte Österreichs. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Von der NSDAP über VDU zur FPÖ ! 

GEMEINDERAT ALFRED WA TZENBÖCK: 
Ja, aber wir haben jetzt FPÖ, das ist Ansichtssache. Die Freiheitliche Partei besteht ·· 
seit 1955. Kollege Stahlschmidt war Stadtrat von 1955 bis 1961, die Kollegen, die schon 
länger herinnen sind, wissen das. 1 m nächsten Gemeinderat war er noch einmal 2 Jahre 
Stadtrat, sein Nachfolger war bekanntlich Gherbetz. Was an sich die Besetzung durch ei­
nen Mann von uns betrifft, so sind wir sicher überzeugt, daß uns das stärkemäß i g zusteht. 
Ich danke beiden Parteien, daß sie so demokratisch entschieden haben und das Recht, auf 
Grund unserer Stärke zumindest einen zu entsenden, anerkannt haben. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke auch für diesen Beitrag. Wünscht sonst noch jemand das Wort zu diesen beiden 
Anträgen? Das ist nicht der Fal 1, ich bitte daher den Berichterstatter um das Schlußwort. 

I 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Verehrte Damen und Herren, wenn ich noch ein paar Worte sagen darf, dann möchte ich 
damit beginnen, daß ich in erster Linie Kollegen Holub in verschiedenen seinen Ausfüh­
rungen sehr recht gebe und diese unterstreichen möchte. Er hat ausgeführt, daß derVer­
wal tungsausschuß der Sparkasse ein Spiegelbild der Bevölkerung sein soll. Da gebe ich 
ihm vollkommen recht. ~as pol'.tische Spie~el_bild der Bevölkerung im Verwaltungsausschuß 
der Sparkasse Steyr mußte heißen: 15 Soz1al1sten und 12 von der Volkspartei. Das ist nach 
dem Wahlergebnis im Verwal tungsausschuß der Sparkasse eine Einheit die ist unverwech­
selbar. Die besteht nicht nur aus den Vertretern der Stadt Steyr sondern die besteht eben 
aus Vertretern des Bezirkes S~_eyr_- AufGrund des Wahlergebnisse~ und der d'Hondtschen 
Auswertung würde dieses Verhaltn,s herauskommen und das ist das von Ihnen geforderte 
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Spiegelbild, das politische, der Bevölkerung des Bezirkes Steyr .Hier gehe ich mit Ihnen voll­
kommen konform. Nun, ich darf Sie wieEler zitieren, Sie sind ja ein Bankfachmann, Sie 

· haben sehr wohl herausgestrichen die Bedeutung, die der Verwaltungsausschuß im mo­
mentanen Zeitpunkt haben wird und wenn die Volkspartei von der Wichtigkeit überzeugt ist, 
dürfen Sie auch uns dieses Wissen um die Wichtigkeit wohl zuerkennen. Es hat Kollege 
Schwarz anfangs gesagt, daß wir die Entscheidungen der Gemeinden Ternberg, Wolfern, 
voll akzeptieren und die formelle Richtigkeit anerkennen. Sie sind dadurch in den unver­
muteten Genuß einer Mehrheit im Verwaltungsausschuß gekommen. Daß Sie diese ausbauen 
möchten und nach dem Pri"nzip "haltet den Dieb,· die Roten wollen uns majorisieren" vertei­
digen möchten, so kann es aber trotzdem nicht so sein, daß die Minorität die Mehrheit 
majorisiert. So weit kann es nicht gehen. Wenn wir heute - ich hoffe in Mehrheit - einen 
Beschluß fassen, der dem ersten Antrag die Zustimmung geben sollte, der formal genau 
so richtig sein wird wie die Beschlüsse, die in den zitierten Gemeinden zu der heutigen 
Zusammensetzung geführt haben, so dürfen das gleiche Recht auch wir in Anspruch neh­
men, ohne deswegen von Ihnen der Diktatur bezichtigt zu werden. 
Ich darf Sie nun ersuchen, die Abstimmung durchzuführen und darf appellieren, dem An­
trag die Zustimmung zu geben, der als erster eingebracht wurde. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke dem Berichterstatter für sein Schlußwort. 
Wir kommen zur Abstimmung. Zunächst wird über den Abänderungsantrag der ÖVP abge­
stimmt. Wer diesem Abänderungsantrag, der die Entsendung von Direktor Karl F ritsch 
beinhaltet, Laurenz Prendtner, Prokurist Friedrich Stahlschmidt, 1 nstal lateurmeister Jo­
hann Sch ützner beinhaltet, die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Har.d? 
Danke. Wer ist gegen diesen Antrag? 
Abänderungsantrag: Dafür: 8 Stimmen ÖVP, 1 FPÖ 

dagegen: 21 Stimmen SPÖ, 1 KPÖ 
Dieser Abänderungsantrag ist damit abgelehnt. 

Wir kommen nun zu dem Antrag, den Kollege Fürst vorgetragen hat. Wer diesem Antrag die 
Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand? Danke. Wer ist gegen diesen 
Antrag? Stimmenthaltungen gibt es keine, somit ist dieser Antrag an genommen. 
Hauptantrag: Dafür: 21 Stimmen SPÖ, 1 KPÖ 

dagegen: 8 Stimmen ÖVP, 1 FPÖ 

Meine Damen und Herren, wir sind mit dieser Beschlußfassung am Ende der Tagesordnung 
und ich darf die heutige Gemeinderatsitzung für beendet erk I ären. 

Ende der Sitzung: 11. 53 Uhr 

11 /1 
DER JÖRSITZENDE: 

/ I 

/ 

_ D \E PROTOK.OLLPRÜFER: 

../ 
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